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Der VKU bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme und beantwortet die Fragen 

des Hinweisverfahrens wie folgt: 

Wie ist die Begrenzung des anzulegenden Wertes für bestehende Bio-
masseanlagen nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 bzw. § 39g Abs. 6 EEG 2021 und 
§ 39f Abs. 6 EEG 2017 zu berechnen?  

1. Wie wird bei bestehenden Biomasseanlagen, die in den drei dem Ge-
botstermin vorangegangenen Kalenderjahren für den in der jeweiligen 
Anlage erzeugten Strom die Marktprämie oder die Einspeisevergütung 
erhalten haben, der Durchschnittswert des anzulegenden Wertes nach 
§ 39g Abs. 6 EEG 2023 berechnet?  

 

Antwort: 

Für die Ermittlung des Durchschnittswertes des anzulegenden Wertes nach § 39g Abs. 6 

EEG 2023, der die Begrenzung des anzulegenden Wertes für bestehende Biomasseanla-

gen darstellt, sind zunächst für jedes der drei vorangegangenen Kalenderjahre die durch-

schnittlichen anzulegenden Werte zu ermitteln. Anschließend wird aus diesen drei Durch-

schnittswerten wiederum der Durchschnitt ermittelt. 

 

Gemäß § 36g Abs. 6 S. 2 ist „für jedes der drei Jahre der Quotient aus allen für die Anlage 

geleisteten Zahlungen, die aufgrund des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder einer auf-

grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung geleistet wurden, und der im jewei-

ligen Jahr insgesamt vergüteten Strommenge zugrunde zu legen“. Bei den „geleisteten 

Zahlungen“  ist auf den anzulegenden Wert abzustellen, der die Grundlage für die Be-

rechnung der Marktprämie, der Einspeisevergütung1 oder des Mieterstromzuschlag bil-

det (§ 3 Nr. 3 EEG 2023). Bei Anlagen in der Direktvermarktung, die die Marktprämie be-

ziehen, darf also auch der Monatsmarktwert nicht außer Betracht bleiben. Im Rahmen 

der Zahlungen, die aufgrund des EEG geleistet werden, ist er ein vom EEG definierter Teil-

betrag, der zusammen mit der Marktprämie das garantierte Förderniveau, den anzule-

genden Wert, bildet (anzulegender Wert = Marktprämie plus Monatsmarktwert).  

 

Dies ergibt sich aus dem Wortlaut des § 36g Abs. 6 Satz 1, der auf die “durchschnittliche 

Höhe des anzulegenden Werts für den in der jeweiligen Anlage erzeugten Strom in Cent 

pro Kilowattstunde nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der für die Anlage bisher 

maßgeblichen Fassung [abstellt] wobei der Durchschnitt der drei dem Gebotstermin vo-

rangegangenen Kalenderjahre maßgeblich ist“.  

 

 
1 Für Anlagen, die unter dem Regime des EEG 2012 in Betrieb genommen wurden, entspricht der 
anzulegende Wert der Höhe der Einspeisevergütung (§ 33h EEG 2012). 
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Auch unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck des § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 ist 

diese Auslegung zwingend. Es geht darum, den durchschnittlichen anzulegenden Wert der 

Vorjahre für die Begrenzung des anzulegenden Wertes der Anschlussförderung zu ermit-

teln. Ziel ist, dass die Anschlussförderung nicht über das bisherige Vergütungsniveau der 

Anlage hinausgeht, da dies dem Grundsatz der Kosteneffizienz entgegenstünde (vgl. auch 

die Gesetzesbegründung zu § 39f Abs. 6 EEG 20172). 

 

Bekräftigt wird dieses Ergebnis durch die Gesetzesbegründung zu § 39f Abs. 6 EEG 20173, 

der Vorgängerregelung zu § 39g Abs. 6 EEG 2023 bzw. § 39g Abs. 6 EEG 2021. 

 

Diese Vorgängerregelung unterscheidet sich von den späteren Versionen nur dadurch, 

dass die späteren Versionen hinter den Wörtern „für die Anlage geleisteten Zahlungen” 

den Zusatz “die aufgrund des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder einer aufgrund dieses 

Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung geleistet wurden” enthalten. Die Gesetzesbe-

gründung zu § 39f Abs. 6 EEG 2017 ist also maßgeblich auch für die Interpretation von § 

39g Abs. 6 EEG 2023 bzw. § 39g Abs. 6 EEG 2021. 

 

Laut Gesetzesbegründung ist bei Bestandsanlagen, die ab einer bestimmten Bemessungs-

leistung für die unterschiedlichen Bemessungsleistungsstufen unterschiedlich hohe anzu-

legende Werte haben, für die Bestimmung des Höchstwerts der durchschnittliche anzu-

legende Wert über die gesamte Bemessungsleistung der jeweiligen Vorjahre zu ermitteln.  

 

Als Zwischenergebnis ist also festzuhalten, dass bei den „geleisteten Zahlungen“ gemäß 

§ 36g Abs. 6 S. 2 EEG 2023  auf den anzulegenden Wert abzustellen ist und nicht auf die 

tatsächliche vom Netzbetreiber geleistete Zahlung.  

 

1. Für Anlagen, die Einspeisevergütung erhalten haben, macht dies keinen Unterschied.  

 

• Für Anlagen, die unter dem Regime des EEG 2012 in Betrieb genommen wurden, 

bezog sich der Terminus des „anzulegenden Wertes“ zwar nur auf die Direktver-

marktung, doch der anzulegende Wert entsprach der Höhe der Einspeisevergü-

tung (§ 33h EEG 2012).  

 

 
2 Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
von Ausschreibungen für Strom aus erneuerbaren Energien und zu weiteren Änderungen des 
Rechts der erneuerbaren Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 2016), BT-Drucksache 
18/8860, S. 225 
3 Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
von Ausschreibungen für Strom aus erneuerbaren Energien und zu weiteren Änderungen des 
Rechts der erneuerbaren Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 2016), BT-Drucksache 
18/8860, S. 225 

https://dip.bundestag.de/drucksache/entwurf-eines-gesetzes-zur-einf%C3%BChrung-von-ausschreibungen-f%C3%BCr-strom-aus/60932?term=18%2F8860&rows=25&pos=1&ctx=d
https://dip.bundestag.de/drucksache/entwurf-eines-gesetzes-zur-einf%C3%BChrung-von-ausschreibungen-f%C3%BCr-strom-aus/60932?term=18%2F8860&rows=25&pos=1&ctx=d
https://dip.bundestag.de/drucksache/entwurf-eines-gesetzes-zur-einf%C3%BChrung-von-ausschreibungen-f%C3%BCr-strom-aus/60932?term=18%2F8860&rows=25&pos=1&ctx=d
https://dip.bundestag.de/drucksache/entwurf-eines-gesetzes-zur-einf%C3%BChrung-von-ausschreibungen-f%C3%BCr-strom-aus/60932?term=18%2F8860&rows=25&pos=1&ctx=d
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• In den späteren Gesetzesfassungen (ab EEG 2014) ist der anzulegende Wert die 

Ausgangsbasis sowohl für die Einspeisevergütung (Einspeisevergütung = anzule-

gender Wert abzüglich 0,2 Cent/kWh, vgl. § 53 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2023) als auch für 

die Marktprämie (Marktprämie = anzulegender Wert minus Monatsmarktwert)  

 

2. Für Anlagen im Marktprämienmodell hat das Abstellen auf den anzulegenden Wert 

eine hohe Relevanz:  

 

Heranzuziehen für die Berechnung des durchschnittlichen anzulegenden Werts ist nicht 

etwa nur die vom Netzbetreiber gezahlte Marktprämie, sondern zusätzlich der Monats-

marktwert als Teilbetrag des anzulegenden Wertes (anzulegender Wert = Summe aus 

Marktprämie und Monatsmarktwert für Biomassestrom). 

 

Würde nur die vom Netzbetreiber entrichtete Marktprämie ohne den Monatsmarktwert 

berücksichtigt, vergliche man “Äpfel mit Birnen”. Der Zuschlagswert aus der Ausschrei-

bung bezieht sich auf den anzulegenden Wert. Um sicherzustellen, dass die Anschlussför-

derung das bisherige Vergütungsniveau nicht übersteigt, muss der Zuschlagswert also am 

durchschnittlichen anzulegenden Wert der Vorjahre gemessen werden. Würde der Zu-

schlagswert auf das Niveau der durchschnittlichen Marktprämie abgesenkt, wäre das Er-

gebnis eine erhebliche Förderkürzung (Marktprämie = Anzulegender Wert minus Monats-

marktwert!), die in der Sache in keiner Weise gerechtfertigt wäre.  

 

Belief sich die bisherige Einspeisevergütung (= anzulegender Wert) bei Biomasseanlagen 

mit Inbetriebnahme zwischen EEG 2000 und 2012 auf ca. 9 – 12 Ct/kWh und lag der 

Marktwert für Biomasse in den maßgeblichen Referenzjahren bei 3,7 – 5,5 Ct/kWh, läge 

die bisher gezahlte Marktprämie bei 3,5 – 8,3 Ct/kWh. Wäre dies nun die Begrenzung des 

anzulegenden Wertes in der Anschlussförderung, wäre das Ergebnis eine Geringst- oder 

sogar Nichtvergütung. Denn hiervon würde ja der nunmehrige Monats- bzw. Jahresmarkt-

wert während der Anschlussförderung abgezogen, um die neue Marktprämie zu erhalten. 

 

Die Absurdität eines solchen Ergebnisses zeigt sich auch daran, dass Anlagen, die sich un-

ter Geltung des 2012 freiwillig für Direktvermarktung entschieden haben, in der An-

schlussförderung dafür bestraft würden. 

 

Hinzu kommt, dass die EU-rechtlich erforderliche Einführung eines Rückzahlungsmecha-

nismus für Zeiten, in denen der Marktpreis den anzulegenden Wert übersteigt, dazu füh-

ren würde, dass Bestandsanlagen in der Anschlussförderung aufgrund der niedrigen 

Marktprämie regelmäßig Zahlungen leisten müssten. Dies widerspräche dem Ziel, durch 

die Anschlussförderung eine Perspektive für einen Weiterbetrieb der Biomasseanlagen zu 

bieten. 
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Berechnungsschritte: 

Im Einzelnen ist bei der Berechnung der durchschnittlichen anzulegenden Werte der letz-

ten drei Jahre folgendes zu berücksichtigen: 

 

Der bisherige durchschnittliche anzulegende Wert einer Biomasse-Bestandsanlage pro 

Kalenderjahr wird wegen der unterschiedlichen Leistungsstufen in den alten gesetzlichen 

Biomasseförderregelungen, also mit unterschiedlichen Vergütungshöhen für Strom aus 

einer Anlage in den Leistungsstufen bis 150 kW, 500 kW, 5 MW und 20 MW, vgl. etwa § 

27 Abs. 1 EEG 2004, jedes Jahr anhand der „Bemessungsleistung“ neu ermittelt. 

 

Um die „für die Anlage geleisteten Zahlungen gemäß EEG“ nach § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG 

2023 zu erhalten, ist also die „Bemessungsleistung“ maßgeblich, aufgrund der der bishe-

rige anzulegende Wert eines Kalenderjahres berechnet wird. 

 

Die „Bemessungsleistung“ ist in § 3 Nr. 6 EEG 2023 definiert als „der Quotient aus der 

Summe der in dem jeweiligen Kalenderjahr erzeugten Kilowattstunden und der Summe 

der vollen Zeitstunden des jeweiligen Kalenderjahres abzüglich der vollen Stunden vor der 

erstmaligen Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas durch 

eine Anlage und nach endgültiger Stilllegung dieser Anlage,“. 

 

In Umsetzung von § 39g Absatz 6 Sätze 1 und 2 EEG 2023 wird der bisherige anzulegende 

Wert also wie folgt ermittelt: 

 

1. Zunächst ist die im Jahr erzeugte Strommenge (kWh) (bzw. „abgenommene“ Strom-

menge bei Anlagen mit Inbetriebnahme vor 20124) durch die gesamten Zeitstunden 

des Kalenderjahres (h) zu dividieren, um die Bemessungsleistung (kW) zu erhalten, 

die erforderlich ist, um den anzulegenden Wert eines Kalenderjahres zu berechnen. 

2. Anhand der ermittelten  Bemessungsleistung in kW lässt sich sodann die insgesamt 

vergütete Strommenge in dem Kalenderjahr (kWh) prozentual den EEG-Vergütungs-

stufen (kW) zuordnen und mit den dafür anzusetzenden unterschiedlichen Ct/kWh 

die für die Anlage geleisteten Zahlungen nach EEG errechnen. 

a. Hierfür wird zunächst die unter 1. erhaltene Bemessungsleistung (kW) prozentual 

auf Vergütungsstufen des EEG aufgeteilt, damit erhält man den prozentualen An-

teil des anzulegenden Werts (AW) (in %) pro Vergütungsstufe in dem maßgebli-

chen bisherigen Kalenderjahr: 

 

 

 

 

 
4 § 100 Abs. 1 Nr. 10a EEG 2014 i. V. m. § 18 Abs. 2 EEG 2009 
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Jährliche „Bemessungsleistung“ entspricht dabei 100 % 

0 - 150 kW = ww % 

> 150 - 500 kW = xx % 

> 500 kW - 5 MW = yy % 

> 5 - 20 MW = zz % 

 

b. Dann wird die in diesem Kalenderjahr zu vergütende Strommenge auf die unter 

a. erhaltenen Prozentsätze aufgeteilt und den gesetzlich vorgesehenen anzule-

genden Werten (in Ct/kWh) pro Vergütungsstufe zugeordnet. 

 

Jährliche vergütete Strommenge entspricht dabei 100 % 

ww %  = ___kWh zu AW (Ct/ kWh) bis 150 kW = ___Ct/100 = ___€ 

xx %  = ___kWh zu AW (Ct/ kWh) bis 500 kW = ___Ct/100 = ___€ 

yy %  = ___kWh zu AW (Ct/ kWh) bis 5 MW = ___Ct/100 = ___€ 

zz %  = ___kWh zu AW (Ct/ kWh) bis 20 MW = ___Ct/100 = ___€ 

 

c. Bei der Summe über die so erhaltenen Euro-Beträge handelt es sich um die jähr-

lich „geleisteten Zahlungen nach EEG“, welche gemäß § 39g Abs. 6 Satz 2 EEG der 

Berechnung des durchschnittlichen anzulegenden Wertes zugrunde gelegt wird. 

d. Im Falle der Direktvermarktung mit Marktprämie ist zur Ermittlung des durch-

schnittlichen anzulegenden Wertes des jeweiligen Kalenderjahres noch die vergü-

tete Strommenge (kWh) mit dem durchschnittlichen Monatsmarktwert (MW in 

Ct/kWh) des betreffenden Kalenderjahres zu multiplizieren, das Ergebnis in Euro 

umzurechnen und mit dem in c. erhaltenen Betrag zu addieren. 

e. Diese so erhaltene Summe in Euro wird nun geteilt durch die vergütete jährliche 

Strommenge. Im Ergebnis dieser Berechnung erhält man den durchschnittlichen 

anzulegenden Wert des jeweiligen Kalenderjahres in Ct/kWh bzw. Euro/kWh. 

f. Die Berechnung des durchschnittlichen anzulegenden Wertes eines Kalenderjah-

res ist für alle 3 maßgeblichen Kalenderjahre durchzuführen. Diese 3 erhaltenen 

durchschnittlichen anzulegenden Werte sind sodann zu addieren und die Summe 

durch 3 zu dividieren. 

 

Das Ergebnis ist „die durchschnittliche Höhe des anzulegenden Werts für den in der je-

weiligen Anlage erzeugten Strom in Cent pro Kilowattstunde nach dem Erneuerbare-Ener-

gien-Gesetz in der für die Anlage bisher maßgeblichen Fassung, wobei der Durchschnitt 

der drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahre maßgeblich ist“, der gleich-

zeitig die Grenze für den anzulegenden Wert für die Anschlussförderung bildet. 
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2. Sind bei der Berechnung der jährlichen Durchschnittswerte nach § 39g 
Abs. 6 Satz 2 EEG 2023 für bestehende Biomasseanlagen, die in den drei 
dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren vom Netzbetrei-
ber gezahlten Flexibilitätsprämien, Boni oder/ und Entschädigungen 
für Nichteinspeisung, wie Entschädigungszahlungen für Redispatch ge-
mäß §§ 13 ff. EnWG bzw. §§ 14, 15 EEG 2017/2021, miteinzubeziehen?  

 

Antwort: 

Es sind alle aufgrund des EEG geleisteten Zahlungen miteinzubeziehen. Dazu gehören 

auch Flexibilitätsprämien und Boni gemäß EEG. Entschädigungen für Nichteinspeisung, 

wie Entschädigungszahlungen für Redispatch gemäß §§ 13 ff. EnWG bzw. §§ 14, 15 EEG 

2017/2021 sind nicht mit zu berücksichtgen, da sie nicht der Berechnung des anzulegen-

den Werts gemäß § 3 Nr. 3 EEG zugrunde zu legen sind, sondern es sich um eine Entschä-

digungszahlung (Schadensersatz) für eine nicht erzeugte und damit auch nicht vergütete 

Strommenge handelt. 

 

3. Welcher Zeitraum ist für bestehende Biomasseanlagen bei der Begren-
zung des anzulegenden Wertes nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 zugrunde 
zu legen, wenn die jeweilige Anlage in den drei dem Gebotstermin vo-
rangegangenen Kalenderjahren (zeitweise) keinen Strom erzeugt hat 
oder (zeitweise) nicht in das Netz der allgemeinen Versorgung einge-
speist hat? 

 

Antwort: 

Auch in diesen Fällen ist nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut der Zeitraum der „drei 

dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahre maßgeblich“. Es kommt weder da-

rauf an, ob in dem maßgeblichen Kalenderjahr (zeitweise) kein Strom erzeugt wurde noch 

auf die Art der Verwendung des erzeugten Stroms.  

 

Der durchschnittliche anzulegende Wert kann auch in diesen Fällen anhand der Bemes-

sungsleistung ermittelt werden, denn bei der Bestimmung der möglichen Jahresgesamt-

betriebsdauer sind Stillstände wegen Wartung, Nachrüstung, Nichtverfügbarkeit von Er-

satzteilen etc. nicht zu berücksichtigen. Auf die tatsächliche Betriebsbereitschaft der An-

lage kommt es damit nicht an. Einzig zu berücksichtigen wäre eine „endgültige Stilllegung“ 

gemäß § 3 Nr. 6 EEG 2023, die aber voraussetzt, dass die Anlage abschließend und unein-

geschränkt nicht mehr oder nur noch außerhalb des Anwendungsbereichs des EEG betrie-

ben wird. 
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4. Erfasst § 39g Abs. 6 EEG 2023 bestehende Biomasseanlagen, bei denen 
in den drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren der in 
der jeweiligen Anlage erzeugte Strom gemäß § 21a EEG 2023 (zeit-
weise) ohne Inanspruchnahme der Zahlung nach § 19 Abs. 1 EEG 2023 
direkt vermarktet wurde? Falls ja, wie ist die Begrenzung des anzule-
genden Wertes nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 in diesem Fall zu berech-
nen? 

 

Antwort: 

Die erzeugten und in sonstiger Direktvermarktung vermarkteten Strommengen werden 

dann in der Ermittlung der Bemessungsleistung berücksichtigt, um im ersten Schritt die 

durchschnittlichen geleisteten Zahlungen nach EEG im Kalenderjahr ermitteln zu können 

(Dividend). Zur Ermittlung des Ergebnisses für § 39g Abs. 6 EEG (Quotient = durchschnitt-

licher anzulegender Wert in den maßgeblichen Kalenderjahren) ist aber nur die vergütete 

Strommenge der drei Kalenderjahre als Divisor zu berücksichtigen. 
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Bei Rückfragen oder Anmerkungen steht Ihnen zur Verfügung: 

 

Dr. Jürgen Weigt 

Stellv. Bereichsleiter Energiesystem & Energieerzeugung 

Abteilung Energiewirtschaft 

 

Telefon: +49 30 58580-387 
E-Mail: weigt@vku.de  

mailto:Nachname@vku.de

